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Abkiirzungsverzeichnis

BSV Bundesamt flr Sozialversicherungen

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

BAG Bundesamt flr Gesundheit

EL Erganzungsleistungen

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

SAB Schweizerische Arbeitsgemeinschaft fur die Berggebiete

KKA Konferenz der Kantonalen Arztegesellschaften

CLASS Gesundheitsdirektorenkonferenz der lateinischen Schweiz (BE, FR, GE,
JU, NE, TI, VD, VS)

DVSP Dachverband Schweizerischer Patientenstellen

OFAS Office fédéral des assurances sociales

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

OFSP Office fédéral de la santé publique

PC Prestations complémentaires

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

uss Union syndicale suisse

AOS Assurance obligatoire des soins

USAM Union suisse des arts et métiers

UPS Union Patronale Suisse

SAB Groupement suisse pour les régions de montagne

CcCM Conférence des Sociétés Cantonales de Médicine

CLASS Conférence latine des affaires sanitaires et sociales (BE, FR, GE, JU, NE,
TI, VD, VS)

FSP Fédération Suisse des Patientes
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Berufliche Vorsorge

Der Bundesrat beabsichtigte im September 2018, die seit 2012 existierende Verordnung
liber die Anlagestiftungen (ASV) zu dndern. Unter anderem wollte er die Stellung der
Anlegerversammlung starken und diese fir die Wahl des Stiftungsrates zustandig
machen, das bereits bestehende Verbot der Nachschusspflicht - also die Pflicht, bei
Verlusten weiteres, Uber das bereits einbezahlte Kapital hinausgehendes Geld
einzuschiessen - ausdrucklich festschreiben und nichtkotierte Sacheinlagen,
fokussierte Strategien sowie gemischte Anlagegruppen mit hdherem Anteil Aktien oder
alternativer Anlagen ermaoglichen.

Dazu flhrte das BSV zwischen September und Dezember 2018 eine Vernehmlassung
durch, an der sich 19 Kantone, die SVP, drei Dachverbénde der Wirtschaft (SGB, SAV,
SGV) und 17 weitere Organisationen und Durchfliihrungsstellen beteiligten. Gemaéss
Vernehmlassungsbericht des BSV wurde die Vorlage allgemein positiv aufgenommen,
unter anderem zeigten sich die Kantone mehrheitlich zufrieden damit. Folglich
entschied der Bundesrat im Juni 2019, die Anderungen auf den 1. August 2019 in Kraft
zu setzen.'

Krankenversicherung

Die Schweiz verfiigt (iber eine der hdéchsten Dichten an praktizierenden Arztinnen und
Arzten in der OECD. Zur Beschrankung der Arztezahl hatte das Parlament 2000 eine
zeitlich begrenzte Bedurfnisklausel eingefiihrt und diese bis 2011 dreimal verlangert.
Aufgrund der grossen Zahl an Praxiseroffnungen nach dem Auslaufen der
Bedurfnisklausel schrankte das Parlament die Zulassung von Leistungserbringenden
2013 in einem dringlichen Bundesgesetz erneut ein. Nachdem der Nationalrat einen
Vorschlag zur langfristigen Steuerung des ambulanten Bereichs in der
Schlussabstimmung abgelehnt hatte, musste die Zulassungsbeschrankung 2016 erneut
verlangert werden. Gleichzeitig beauftragte das Parlament den Bundesrat, einen neuen
Vorschlag zur Zulassung der Leistungserbringenden in die Vernehmlassung zu schicken.
Diesen Vorschlag basierte der Bundesrat auf den Bericht zur Erflllung eines Postulats
der SGK-SR.

Der Bundesrat schlagt dabei Massnahmen auf drei Interventionsebenen vor. Eine erste
Ebene dient der Sicherung der Qualifikation der Leistungserbringenden; dabei sollen
Anforderungen an Aus- und Weiterbildung, an das Erlangen von Diplomen sowie an die
Anerkennung auslandischer Diplome formuliert werden. Auf einer zweiten Ebene sollen
die  Anforderungen an die Leistungserbringenden durch ein  formales
Zulassungsverfahren mit allfalliger Wartefrist von zwei Jahren, durch einen Nachweis
der Qualitat der Leistungserbringung sowie durch die Knlpfung der Tatigkeit zu Lasten
der OKP an Auflagen erhéht werden. Die Versicherer sollen eine Organisation schaffen,
welche Uber die Zulassungsgesuche entscheidet. Die dritte Interventionsebene
beschreibt Massnahmen, die es den Kantonen erlauben, das Versorgungsangebot nach
Bedarf zu regeln. Dazu gehéren Hochstzahlen an zu Lasten der OKP im ambulanten
Sektor tatigen Arztinnen und Arzten sowie Zulassungseinschrankungen in Bereichen mit
massivem Kostenanstieg.

An der Vernehmlassung, die vom 5. Juli 2017 bis zum 25. Oktober 2017 stattfand,
beteiligten sich 91 Organisationen. Mehrheitlich einig war man sich Uber die
Notwendigkeit der Zulassungssteuerung, die einzelnen Massnahmen der Vorlage
stiessen jedoch auf unterschiedlich grossen Anklang. Klar flr die Vorlage sprachen sich
die SP, die GDK und CLASS, alle Kantone (ausser AG, GR, JU, LU und TG), die
Konsumentenverbande, der Patientenverband DVSP sowie die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft fir Berggebiete (SAB) aus. Die SVP und FDP, die meisten
Dachverbande der Wirtschaft, die Versichererverbénde, die Konferenz der kantonalen
Arztegesellschaften  (KKA) und die meisten kantonalen und regionalen
Arztegesellschaften lehnten die Vorlage deutlich ab. Gespalten zeigten sich die
Verbande der Leistungserbringenden: Einige beflrworteten den bundesratlichen
Vorschlag, die meisten sprachen sich allerdings dagegen aus oder kritisierten ihn
zumindest stark.

Viel Kritik gab es fur den Vorschlag, die Zulassungssteuerung den Versicherern zu

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 28.07.2017
ANJA HEIDELBERGER

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Ubertragen. Dies wurde als erster Schritt zur Aufhebung des Vertragszwangs gewertet.
Stattdessen solle die Zulassung von den Kantonen gesteuert werden, argumentierten
zahlreiche Akteure. Mehrfach wurde zudem eine Verscharfung der Zulassungskriterien
gefordert. Unter anderem sollen Arztinnen und Arzte mindestens drei Jahre an
schweizerischen Bildungsstatten gearbeitet haben muissen und Uber ausreichende
Sprachkenntnisse verfligen, bevor sie zur Tatigkeit zu Lasten der OKP zugelassen
werden. CVP, FDP und SVP schlugen zudem vor, die Zulassungsbeschrankungen
mittelfristig mit einer einheitlichen Leistungsfinanzierung zu verkniipfen. ?

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat eine Anderung des KVG in die Vernehmlassung. Da
der Anstieg der Gesundheitskosten - jahrlich steigen die Vergutungen von
medizinischen Leistungen durch die OKP pro Kopf um etwa 4 Prozent - nicht nur durch
demografische Faktoren erklart werden koénne, sondern auch auf eine
Mengenausweitung zurilckzuflhren sei, wollte der Bundesrat die Franchisen
regelmaéssig an die Kostenentwicklung der OKP anpassen. Durch diese Massnahme, wie
sie durch die Motion Bischofberger (cvp, Al; Mo. 15.4157) angeregt worden war, kénne
die Eigenverantwortung der Versicherten gestérkt werden, erklarte der Bundesrat.
Konkret sollen alle Franchisen um CHF 50 erhdéht werden, sobald die
durchschnittlichen Bruttokosten der Leistungen pro Person mehr als dreizehnmal
héher sind als die ordentliche Franchise. Damit soll das maximale Verhaltnis von 1:12
zwischen der Hoéhe der ordentlichen Franchise und den Bruttokosten, wie es bei
Einfuhrung des KVG und bei der letzten Erhéhung der Franchisen vorgelegen hatte,
gewahrt werden. Somit werden die Zeitabsténde der Franchisenerhdhungen von der
Kostenentwicklung in der OKP abhangig gemacht. Der Bundesrat rechnete damit, dass
eine Bruttokostenhéhe von CHF 3'900 eine erste automatische Erhdhung der
Franchisen im Jahr 2020 nétig machen wurde.

In der Vernehmlassung, die zwischen Juni und Oktober 2017 stattfand, meldeten sich 65
Organisationen zu Wort. Die Mehrheit der Organisationen - darunter 14 Kantone, die
meisten teilnehmenden Parteien (CVP, FDP, GLP und SVP), economiesuisse und der SGV
sowie die Verbande der Leistungserbringer - stimmte der Vorlage vorbehaltlos zu.
Gelobt wurden insbesondere die Starkung der Eigenverantwortung und die erwartete
dampfende Wirkung auf den Leistungsbezug.

Auf Ablehnung stiess die Vorlage auf linker Seite: Unter anderem die SP, die Griinen und
der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB), aber zum Beispiel auch der
Schweizerische Gehorlosenbund und Inclusion Handicap sowie sieben Kantone (BE, FR,
NE, SO, Tl, VD, VS) lehnten die entsprechende Anderung des KVG ab. Kritisiert wurde,
dass durch die Anderung mehr Personen von der Sozialhilfe abhéngig wiirden und dass
dadurch sowie durch die hdéheren Ausgaben der EL die Kosten fur Kantone und
Gemeinden anstiegen. Die Kritiker der Vorlage bezweifelten Uberdies, dass die
Anderung  tatsdchlich zu  einer  Senkung der  Inanspruchnahme  von
Gesundheitsleistungen fuhren wirde: Bei den Versicherten mit der Grundfranchise, auf
die sich eine Franchisenerhéhung am stérksten auswirke, wirde eine Erhéhung um CHF
50 kaum ins Gewicht fallen, da sie bereits sehr hohe Kosten hatten. Somit wirden diese
auch kaum ihr Verhalten andern. Stattdessen untergrabe die Vorlage die Solidaritat
zwischen Gesunden und Kranken - wurde kritisiert -, weil diejenigen bestraft wirden,
die Leistungen beanspruchen missten. ®

An der Vernehmlassung zum ersten Massnahmenpaket zur Kostendampfung im
Gesundheitswesen zwischen September und Dezember 2018 beteiligten sich 150
Einheiten und Organisationen, darunter alle Kantone, die sieben grossen nationalen
Parteien, der Stédte- und der Gemeindeverband, Dachverbénde der Wirtschaft,
Konsumenten-, Patienten-, Leistungserbringenden- sowie Versichererverbande.
Entsprechend breit war trotz Lobes fir die Bemuhungen des Bundesrates zur
Kostensenkung auch die Kritik an dem neuen Projekt. Insbesondere wurde vor
Wechselwirkungen mit anderen Revisionen, vor Finanzierungs- oder
Versorgungsproblemen sowie vor einer verstarkten Blrokratisierung oder staatlichen
Steuerung gewarnt, wie das BAG in seinem Ergebnisbericht erklarte. *

1) Erlduternder Bericht vom 14.9.18; Medienmitteilung BSV vom 21.6.19; Vernehmlassungbericht vom 21.6.19
2) Erlauternder Bericht vom 5.7.17; Vernehmlassungsbericht vom 9.5.18

3) Begleitschreiben zur Vernehmlassung vom 28.6.17; Ergebnisbericht zur Vernehmlassung vom 1.12.17

4) Ergebnisbericht zur Vernehmlassung
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